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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Einkommensteuerrechtliche Behandlung von Leistungen im 
Zusammenhang mit einem Versorgungsausgleich 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 21. März 2023 ein Schreiben 
zur einkommensteuerrechtlichen Behandlung von Leistungen im Zusammenhang 
mit einem Versorgungsausgleich nach § 10 Absatz 1a Nummer 3 und 4 
Einkommensteuergesetz (EStG) sowie § 22 Nummer 1a EStG veröffentlicht. 

Das Schreiben regelt die einkommensteuerrechtliche Behandlung von Leistungen 
im Zusammenhang mit einem Versorgungsausgleich nach § 10 Absatz 1a 
Nummer 3 und 4 sowie § 22 Nummer 1a des Einkommensteuergesetzes (EStG) 
und geht dabei auf folgende Themen ein: 

A. Allgemeines zum Versorgungsausgleich 

1. Zivilrechtliche Regelung ab 1. September 2009 
2. Zivilrechtliche Regelung bis zum 31. August 2009 

B. Ausgleichsleistungen zur Vermeidung eines Versorgungsausgleichs 

1. Zivilrechtliche Grundlagen 
2. Steuerrechtliche Behandlung 

a. Allgemein 
b. Behandlung bei der ausgleichspflichtigen Person 
c. Behandlung bei der ausgleichsberechtigten Person 

3. Abgrenzung: Ausgleichszahlung zur Vermeidung einer späteren 
Versorgungskürzung (sog. "Wiederauffüllungsleistungen") 

C. Versorgungsausgleich 

1. Gesetzlicher Versorgungsausgleich 
a. Grundlagen 
b. Steuerrechtliche Behandlung 

2. Schuldrechtliche Ausgleichszahlungen 
a. Grundlagen 
b. Steuerrechtliche Behandlung 

Anwendungsregelung 

Das Schreiben ist ab dem Zeitpunkt seiner Bekanntgabe im Bundessteuerblatt 
auf alle offenen Fälle anzuwenden und ersetzt das BMF-Schreiben vom 9. April 
2010, BStBl I 2010 S. 323. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 21. März 2023, IV C 3 - S 2221/19/10035 :001.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2023-03-21-einkommensteuerrechtliche-behandlung-von-leistungen-im-zusammenhang-mit-einem-versorgungsausgleich.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 23. März 2023 

 
 
Dem EuGH werden folgende Fragen vorgelegt: 
1. Führt die Zusammenfassung mehrerer Personen zu einem 
Steuerpflichtigen nach Art. 4 Abs. 4 Unterabs. 2 der Richtlinie 
77/388/EWG dazu, dass entgeltliche Leistungen zwischen diesen 
Personen nicht dem Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer nach 
Art. 2 Nr. 1 dieser Richtlinie unterliegen? 
2. Unterliegen entgeltliche Leistungen zwischen diesen Personen 
jedenfalls dann dem Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer, 
wenn der Leistungsempfänger nicht (oder nur teilweise) zum 
Vorsteuerabzug berechtigt ist, da ansonsten die Gefahr von 
Steuerverlusten besteht? 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 019/23. 
 
 
 
Berechnungsfehler, die den Zinslauf betreffen, können nicht über 
die Änderungsvorschrift des § 233a Abs. 5 Satz 1 AO, sondern nur 
auf der Grundlage der gemäß § 239 Abs. 1 Satz 1 AO auf 
Zinsfestsetzungen anwendbaren Regelungen in §§ 129, 172 ff. AO 
korrigiert werden. Die Entscheidung über das Vorliegen eines 
rückwirkenden Ereignisses und die Anwendung des § 233a Abs. 
2a Satz 1 AO bei der Zinsberechnung ist ohne Bindung an die 
Einkommensteuerveranlagung zu treffen (zutreffend BMF-
Schreiben vom 15.08.2014, BStBl I 2014, 1174, unter 2.b).  
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Die sich aus § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG ergebende 
Steuerschuldnerschaft des Organträgers für die Umsätze der 
Organschaft ist unionsrechtskonform (Anschluss an EuGH-Urteil 
Norddeutsche Gesellschaft für Diakonie vom 01.12.2022 - C-
141/20). Zwar erfordert die finanzielle Eingliederung i.S. des § 2 
Abs. 2 Nr. 2 UStG im Grundsatz, dass dem Organträger die 
Mehrheit der Stimmrechte an der Organgesellschaft zusteht. Eine 
finanzielle Eingliederung liegt aber auch dann vor, wenn die 
erforderliche Willensdurchsetzung dadurch gesichert ist, dass der 
Gesellschafter zwar über nur 50 % der Stimmrechte verfügt, er 
aber eine Mehrheitsbeteiligung am Kapital der Organgesellschaft 
hält und er den einzigen Geschäftsführer der Organgesellschaft 
stellt (Änderung der Rechtsprechung). 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 019/23. 
 
 

EuGH-Vorlage V R 
20/22 (V R 40/19): 
Organschaft: Erneute 
EuGH-Vorlage 
 
 
 
 
 
 
 
26. Januar 2023 
 

Urteil VIII R 16/19: 
Verfahrensrechtliche 
Möglichkeiten zur 
Korrektur des 
Zinslaufs in einer 
Zinsberechnung 
 
 
 
 
 
13. Dezember 2022 
 

 

 
Urteil XI R 29/22 (XI R 
16/18): Organschaft: 
Steuerschuldner und 
finanzielle 
Eingliederung 
 
 
 
 
 
 
18. Januar 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310068/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310068/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310070/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310071/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310068/


4 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VII R 6/22 (VII R 44/18): Tarifierung von Vanille-Oleoresin und der 
Aromenbegriff im Branntweinsteuerrecht 
27. September 2022 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

BFH konkretisiert Rechtsprechung zu steuerschädlichen Vorbehalten in 
Bezug auf eine Pensionszusage 
Enthält eine Pensionszusage einen Vorbehalt, demzufolge die 
Pensionsanwartschaft oder Pensionsleistung gemindert oder entzogen werden 
kann, ist die Bildung einer Pensionsrückstellung steuerrechtlich nur in eng 
begrenzten Fällen zulässig. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Im Streitfall hatte die Rechtsvorgängerin der Klägerin eine betriebliche 
Altersversorgung für ihre Mitarbeiter eingeführt und für die hieraus resultierenden 
Verpflichtungen sog. Pensionsrückstellungen gebildet. Einzelheiten waren in einer 
Betriebsvereinbarung geregelt. Die Höhe der Versorgungsleistungen ergab sich 
aus sog. Versorgungsbausteinen, die aus einer „Transformationstabelle“ 
abzuleiten waren. 
Die Rechtsvorgängerin der Klägerin hatte sich vorbehalten, u.a. diese 
Transformationstabelle einseitig ersetzen zu können. Wegen dieses Vorbehalts 
erkannte das Finanzamt die sog. Pensionsrückstellungen nicht an, so dass es in 
den Streitjahren jeweils zu Gewinnerhöhungen kam. 
Die Klage dagegen vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte keinen Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Auch der BFH sah den Vorbehalt als steuerschädlich an. 
Die Bildung einer Pensionsrückstellung sei steuerrechtlich nur zulässig, wenn der 
Vorbehalt ausdrücklich einen nach der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung 
anerkannten, eng begrenzten Tatbestand normiere, der nur ausnahmsweise eine 
Minderung oder einen Entzug der Pensionsanwartschaft oder Pensionsleistung 
gestatte. 
Demgegenüber seien uneingeschränkte Widerrufsvorbehalte, deren 
arbeitsrechtliche Gültigkeit oder Reichweite zweifelhaft oder ungeklärt sei, 
steuerrechtlich schädlich. 
Auch im Streitfall sei dies der Fall, da der Vorbehalt eine Änderung der 
Pensionszusage in das Belieben des Arbeitgebers stelle. Der Vorbehalt sei keiner 
in der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung anerkannten Fallgruppe zuzuordnen, 
bei der ein Abschlag ausgeschlossen sei. 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310069/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/227582/keine-bildung-einer-pensionsrueckstellung-trotz-arbeitsrechtlicher-unwirksamkeit-eines-widerrufsvorbehalts/
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Fundstelle 
BFH, Urteil vom 6. Dezember 2022 (IV R 21/19), veröffentlicht am 16. März 2023, 
vgl. die Pressemitteilung 018/23. 
 
Bewertung eines GmbH-Anteils mit stark disquotal ausgestalteten Rechten 
Bleiben die Gewinnbezugs- und Stimmrechte, mit denen ein Anteil an einer 
Kapitalgesellschaft ausgestattet ist, erheblich hinter dem Anteil am Nominalkapital 
zurück, ist dies bei der Ermittlung des gemeinen Werts des Anteils regelmäßig 
wertmindernd zu berücksichtigen, sofern die Liquidation der Gesellschaft nicht 
konkret absehbar ist. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen 
Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Der Kläger übertrug seinen 89%-Anteil an einer GmbH schenkweise auf eine 
Stiftung und bewertete diese Spende mit dem anteiligen gemeinen Wert der 
gesamten Beteiligung. Die Beteiligung vermittelte aber nur ein Stimm- und 
Gewinnbezugsrecht von 1%. 
Sowohl das Finanzamt als auch das Finanzgericht Münster lehnten die 
Bewertung nach dem gemeinen Wert ab. Die Bewertung sei nach § 9 BewG 
vorzunehmen. Dabei sei die Einschränkung der Gesellschafterrechte 
wertmindernd zu berücksichtigen. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 
Bleiben die Gewinnbezugs- und Stimmrechte, mit denen ein Anteil an einer 
Kapitalgesellschaft ausgestattet ist, erheblich hinter dem Anteil am Nominalkapital 
zurück, ist dies bei der Ermittlung des gemeinen Werts des Anteils regelmäßig 
wertmindernd zu berücksichtigen, sofern die Liquidation der Gesellschaft nicht 
konkret absehbar ist. 
Der Steuerpflichtige, der für eine Sachzuwendung einen höheren Wertansatz als 
den vom Finanzamt für zutreffend gehaltenen begehrt, trägt hierfür die 
Feststellungslast. Das Finanzamt trägt jedoch die Feststellungslast für die 
tatsächlichen Umstände, die zu einem Wegfall des Schutzes des Vertrauens in 
die Richtigkeit der Zuwendungsbestätigung führen. 
Da eine Entscheidung nach den Regeln der Feststellungslast lediglich eine 
"ultima ratio" darstellt, ist zunächst der Sachverhalt aufzuklären, insbesondere der 
Beteiligte, aus dessen Sphäre die entscheidungserheblichen Tatsachen 
stammen, zur Mitwirkung aufzufordern. Sollten die Mitwirkungspflichten verletzt 
werden, ist vor einer Entscheidung nach den Regeln der Feststellungslast eine 
Reduzierung des Beweismaßes vorzunehmen. 
Bei Anwendung der Vertrauensschutzregelung des § 10b Abs. 4 Satz 1 EStG ist 
es dem Zuwendenden zuzurechnen, wenn Personen, die er in Ausweitung seines 
Risikobereichs in die Abwicklung der Zuwendung eingeschaltet hat, Kenntnis oder 
grob fahrlässige Unkenntnis von der Unrichtigkeit der Zuwendungsbestätigung 
haben. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310064/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/bfh-konkretisiert-rechtsprechung-zu-steuerschaedlichen-vorbehalten-in-bezug-auf-eine-pensionszusage/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

ZUM SEMINAR 

Die zulässige Erhebung einer Sprungklage setzt in einer Verpflichtungssituation 
voraus, dass die Behörde zuvor einen Antrag auf Erlass des begehrten 
Verwaltungsakts durch Verwaltungsakt abgelehnt hat. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 16. November 2023 (X R 17/20), veröffentlicht am 16. März 
2023. 

 

 
 
 
 
 
 
Business Meldungen 
 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 21. März 
2023 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 

 
Terminplaner 
  
PwC Transfer Pricing Breakfast 
(Hamburg) 
Niederlassung Hamburg 30.03. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/TP-Breakfast
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310067/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/236411/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-21.-maerz-2023/?download=232590
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: (0 69) 95 85-5680 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: (0 511) 53 57-3242 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
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